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Kommentar
Igor Steinle
zur Umbennung von Facebook

F acebook ist längst nicht mehr
nur das soziale Netzwerk mit
dem blauen Daumen. Der Kon-
zern besteht aus einem Konglo-

merat diverser Plattformen, darunter
das Bildernetzwerk Instagram und
der weltweit beliebteste Messenger-
dienst Whatsapp. Daher ist es ver-
ständlich, dass das Unternehmen sich
einen neuen Namen zulegen möchte:
„Meta“ will der Social-Media-Riese in
Zukunft heißen.

Die Bezeichnung spielt an auf das
sogenannte Metaverse. Eine Vision
des zukünftigen Internets, wie man es
sich im Silicon Valley vorstellt. Es ba-
siert auf einer Verbindung virtueller
und erweiterter Realität. In den kom-
menden Jahren soll dieses „Metaver-
sum“ viele Bereiche des täglichen Le-
bens digital ergänzen oder ersetzen,
die Rede ist von Spielen, Bildungsan-
geboten, digitalen Arbeitsplätzen oder
auch Konzertbesuchen.

Was für Tech-Enthusiasten span-
nend klingt, ist für Kritiker des Kon-
zerns ein dystopischer Alptraum:
Dass ausgerechnet jener Konzern in
dieser schönen neuen Welt eine
Hauptrolle spielen will, der zuletzt
vor allem mit Datenschutzskandalen
und kompletter Verantwortungslosig-
keit gegenüber dem Wohlbefinden so-
wohl seiner Nutzer als auch der Ge-
sellschaft als Ganzes auffiel, während
er rücksichtslos das eigene Profitstre-
ben in den Vordergrund stellte, sollte
auch die Politik beunruhigen.

Aus Marketingsicht ist der Na-
menswechsel sinnvoll. Die Face-
book-Affären sollen das neue Ge-
schäftsfeld in den Augen der Öffent-
lichkeit so wenig wie möglich belas-
ten. Vorgemacht haben es der
Tabakkonzern Philip Morris (Altria)
und die Söldnerfirma Blackwater
(Academi). Eine illustre Gesellschaft,
in die Facebook gut hineinpasst.

Schöne neue Welt

Das Amt des Missbrauchbeauftragten der Bundesregie-
rung gibt es seit 2010, als die Missbrauchsskandale in den
Kirchen bekannt wurden. Die erste Beauftragte war
Ex-Bundesfamilienministerin Christine Bergmann (SPD).
Johannes-Wilhelm Rörig ist seit zehn Jahren im Amt. Es
wurde 2016 zwar vom Bundeskabinett entfristet, er arbei-
tet aber ohne gesetzliche Rechte und Pflichten. Das hat zur
Folge, dass Bund und Länder sich nicht kontinuierlich mit
dem Thema beschäftigen müssen. Rörig will sein Amt ab-
geben, sobald die Nachfolge geregelt ist.

Zur Bekämpfung von sexueller Gewalt gegen Kinder und
Jugendliche im Internet sollte der Bundestag Rörigs Vor-
schlägen zufolge eine Enquetekommission einrichten. Man
brauche eine Gesamtstrategie, betonte er. Datenschutz
und Kinderschutz dürften nicht als Gegensätze behandelt
werden. Das Netz werde mit Missbrauchsdarstellungen ge-
radezu überflutet. epd

STICHWORT MISSBRAUCHSBEAUFTRAGTER

Leitartikel
Dieter Keller
zum Sparen in Inflationszeiten

S parer sind leidgeplagte We-
sen. Pünktlich zum Welt-
spartag singen ihnen Spar-
kassen und Banken das Ho-
helied vor, wie wichtig es
ist, Geld auf die hohe Kante

zu legen, um für unvorhergesehene
Ereignisse und insbesondere fürs Al-
ter vorzusorgen. Doch in vielen Fällen
verlieren die Sparer dabei Geld. Denn
noch immer landet in Deutschland
ein Großteil auf Giro- und Sparkon-
ten, bei denen die Kunden schon
glücklich sein können, wenn sie keine
Negativ-Zinsen zahlen müssen. Un-
glaubliche 2800 Milliarden Euro
schlummern dort unverzinst, haben
die Sparkassen ausgerechnet. Viele
horten ihre Rücklagen sogar zu Hau-
se. Doch bei aktuell über vier Prozent
Inflation schrumpft dieses Vermögen
jeden Tag.

Sparer sind auch merkwürdige We-
sen. Denn das alles müsste jedem klar
sein. Aber fast jeder Dritte weiß nicht
einmal, welch fatale Folgen die Inflati-
on für die Ersparnisse hat, oder meint
gar, dass sie sich positiv auswirkt, hat
gerade eine Umfrage für die Postbank
ergeben. Das wirft ein erschreckendes
Bild auf die Allgemeinbildung und da-
mit auf die Schulen. Dort müsste sol-
ches Basiswissen auf dem Stunden-
plan stehen. Das wird seit Langem be-
klagt, aber es ändert sich wenig.

Eigentlich müssten die Negativzin-
sen den Bundesbürgern das Sparen
verleiden. Aber zumindest kurzfristig
passiert das Gegenteil – zwangsweise.
In der Corona-Pandemie haben viele
deutlich mehr gespart als geplant. Auf
über 16 Prozent ist die Sparquote im
letzten Jahr in die Höhe geschnellt,
weil die Möglichkeiten zum Geldaus-
geben fehlten. Geschäfte waren ge-
schlossen, Urlaubsreisen kaum mög-
lich. Etwa 110 Milliarden mehr als
2019 wanderten auf die hohe Kante.
Sie rufen nach Konsum in diesem Jahr
– wenn nicht viele Investitionsgüter

wie Autos oder Computer knapp wä-
ren, weil die Mikrochips fehlen.

Immerhin investieren mehr Sparer
in Wertpapiere und damit in Anlage-
formen, die eine höhere Rendite ver-
sprechen. Aktuell sind es gut 31 Pro-
zent, fast doppelt so viele wie vor
zehn Jahren. Aber da ist noch viel
Luft nach oben. Den Anlegern muss
klar sein, dass eine höhere Rendite
mehr Risiko bedeutet. Wobei es Kon-
zepte wie das Pantoffel-Portfolio der

Stiftung Warentest gibt, die zumin-
dest längerfristig unproblematisch
sein sollten. Das gute alte Sparbuch
war halt so schön, weil das Geld
scheinbar sicher war. Doch derzeit ist
das eine trügerische Hoffnung.

Die große Frage ist, wie die Nega-
tivzinsen die Sparkultur in Deutsch-
land langfristig verändern werden.
Denn leider ist noch nicht absehbar,
wann dieser Spuk vorbei sein wird.
Viele Ältere haben verinnerlicht, dass
es sinnvoll ist, Geld auf die hohe Kan-
te zu legen. Jüngere erleben aber gar
nicht mehr, dass das Sparbuch schöne
Zinsen abwirft.

Im günstigsten Fall beschäftigen sie
sich mehr damit, wie sie ihre Spargro-
schen gewinnbringend anlegen kön-
nen. Im schlechtesten verinnerlichen
sie womöglich, dass sich Sparen nicht
lohnt – und es deshalb besser ist, alles
sofort auszugeben. Das wäre fatal,
weil dann die Reserven für Unvorher-
gesehenes und insbesondere fürs Al-
ter fehlen.

leitartikel@swp.de

Leidgeplagte Wesen

Schlimmstenfalls
verinnerlichen die

jungenMenschen, dass
sich Sparen gar nicht
lohnt.

„Ich hätte gesagt:
hört auf“

J ochen Flasbarth ist auf dem
Parkett der Klimadiploma-
tie ein international ange-
sehener und erfahrener
Verhandlungspartner. In
Glasgow bestreitet er wo-

möglich seine letzte Konferenz.

Herr Flasbarth, dieWelt kommt nun
zum 26.Mal zu einer Klimakonferenz
zusammen, trotzdem steigen die
Emissionen immerweiter.Warum?
Jochen Flasbarth: In vielen Indus-
triestaaten sinken die Emissionen
glücklicherweise, wenn auch
nicht schnell genug, darunter
Deutschland. Es gibt aber auch
Staaten, China und Indien etwa,
bei denen die Emissionen steigen.
Die Weltgemeinschaft hat in der
Vergangenheit richtigerweise ak-
zeptiert, dass Staaten mit großem
Entwicklungsrückstand weiterhin
Zuwachs haben dürfen. Beides zu-
sammen hat aber dazu geführt,
dass die CO2-Konzentration in
der Atmosphäre jetzt auf einem
Höchststand ist.

Welchen konkreten Nutzen hatten
die Konferenzen bisher?
Ohne sie hätte deutlich weniger
Klimaschutz stattgefunden. In der
Kyoto-Konferenz etwa wurden
1997 erstmals klare Reduktions-
ziele festgelegt, wenn auch nur
für eine kleine Gruppe von Indus-
triestaaten. Das hat dazu geführt,
dass man sich in der EU erstmals
Gedanken machen musste, mit
welchen Instrumenten man die
Ziele erreichen möchte. Wir sind
in Deutschland in den 1990ern
mit einem Vorläufer des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes (EEG)
in die Förderung von Ökostrom
eingestiegen. Die EU hat den
Emissionshandel als bis heute

wichtigstes Instrument einge-
führt, das auch Nachahmer gefun-
den hat. Ich war damals Präsident
des Umweltbundesamtes, als
mich der heutige chinesische
Chefverhandler Minister Xie
Zhenhua besucht hat und sich ge-
nau erklären ließ, was wir da ma-
chen. Jetzt hat China einen eige-
nen Emissionshandel, der im
Kraftwerkssektor nach Erpro-
bungsphasen gerade für das gan-
ze Land eingeführt wurde.

Sie hoffen, dass in Glasgow der
Startschuss zur Aufholjagd fürs Er-
reichen des 1,5-Grad-Ziels fällt. Ein
aktueller UN-Bericht sagt allerdings,
die globalen Anstrengungenmüss-
ten sich dafür in den kommenden
Jahren versiebenfachen. Ist das
nicht völlig utopisch?
Nein. Natürlich klingt das gewal-
tig. Wenn man sich aber die Aus-
sichtslosigkeit, die vor Klimakon-
ferenzen häufig postuliert wurde,
immer zu Herzen genommen hät-
te, hätten wir nie etwas erreicht.
Es gibt viele Beispiele, wie sich
Entwicklungen beschleunigen
können. Sehen Sie, die G7-Staa-
ten haben unter deutscher Präsi-
dentschaft 2015 erstmals gesagt,
dass sie in der zweiten Hälfte des
Jahrhunderts klimaneutral wer-
den wollen. Das hätte auch 2090
bedeuten können. Dann kam das
Pariser Klimaabkommen und in-
zwischen haben sich alle G7-Staa-

ten zur Klimaneutralität bis 2050
bekannt. Wenn man mir das vor
ein paar Jahren als Verhandlungs-
ziel vorgeschlagen hätte, ich hät-
te gesagt, hört auf, das ist derzeit
unerreichbar. Es ist aber eine un-
glaubliche Dynamik entstanden,
auch in Staaten wie Russland und
China und nochmehr in derWirt-
schaft selbst.

Sie sehen den französischenWeg,
auf Atomenergie zu setzen, kritisch.
Aber sind wir nicht auf deren
Nuklearstrom angewiesen?
Seit demAtomausstieg waren wir
das, anders als vor zehn Jahren
vonmanchen behauptet, nicht. Im
Gegenteil: Da waren die Franzo-
sen häufig genug froh, wenn sie
von uns Strom bekommen haben,
weil sie ihre Atomkraftwerke vom
Netz nehmen mussten, wenn es
zum Beispiel im Sommer zu we-
nig Kühlwasser in den Flüssen
gab. Ich halte den Weg, den wir
gehen, für richtig, auch ökono-
misch. Aber wir müssen uns beim
Ausbau der erneuerbaren Energi-
en stärker anstrengen. Bei dem,
was ich bisher von der Ampel
höre, bin ich sehr zuversichtlich,
dass wir das Schneckentempo der
vergangenen Jahre, in denen wir
Wirtschaftsminister Peter Alt-
maier (CDU) jeglichen Fort-
schritt mühsam abringen muss-
ten, hinter uns lassen werden.

Wasmuss passieren, damit Sie sa-
gen, Glasgowwar ein Erfolg?
Natürlich wäre es wichtig, wenn
einige große Schwellenländer
sich höhere Klimaziele auch für
die nächste Dekade bis 2030 set-
zen – so wie die EU, die USA und
andere das getan haben. Darüber
wird aber nicht auf der Konferenz
verhandelt, da so etwas inner-
staatlich geklärt werden muss.
Für die Konferenz selbst kommt
es darauf an, dass man sich auf
die letzten offenen Verhandlungs-
punkte des Regelbuchs für das Pa-
riser Klimaabkommen einigt. Da
geht es um Transparenzregelun-
gen, den Zeitrahmen, in dem wir
unsere Klimaziele festlegen und
vor allem um den weltweiten
Handel mit Emissionsminderun-
gen. Sobald wir diese mühseligen
Rechtstextverhandlungen hinter
uns gebracht haben, können wir
uns viel stärker konkreten Fragen
widmen. Etwa: Wer macht was
konkret im Verkehr oder in der
Stahlproduktion? Bei den nächs-
ten Konferenzen wird es immer
stärker um die Zusammenarbeit
bei der konkreten Umsetzung der
Klimaziele gehen.

Klimakonferenz Umweltstaatssekretär Jochen Flasbarth kennt die
Veranstaltung wie kaum ein anderer. Zuletzt sei eine Dynamik
entstanden, die vor kurzem noch undenkbar war. Von Igor Steinle

Staatssekretär
Jochen Flas-
barth (SPD) ver-
handelt in Glas-
gow für
Deutschland.FO
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Worum es in Glasgow geht
1992 versammelten
sich Vertreter aus 179
Ländern in Rio, um mit
einem „Rahmenabkom-
men der Vereinten Nati-
onen über Klimaverän-
derungen“ (UNFCCC)
den Prozess der Weltkli-
makonferenzen in Gang
zu setzen. Ziel ist es,
eine „gefährliche Stö-
rung des Klimasystems“
zu verhindern. Seit der
ersten „Conference of
the Parties“ (COP) 1995
in Berlin, wie die Klima-
konferenz genannt wird,
findet der Gipfel (mit

Ausnahme der Coro-
na-Pause) jährlich statt.

In Glasgow soll die
Umsetzung des Pariser
Klimaabkommens, die
Erderwärmung auf 1,5
Grad zu begrenzen, vor-
angebracht werden.
Spätestens zur Konfe-
renz sollen die Staaten
aktualisierte nationale
Klimaschutzbeiträge
vorlegen. Mit den bishe-
rigen Zusagen lässt sich
das Pariser Ziel nicht er-
reichen. Ein Thema wird
auch die Finanzierung

des Klimaschutzes in
Entwicklungsländern
durch die Industriestaa-
ten sein. Als schwieriger
weiterer Punkt gilt die
internationale Übertra-
gung von CO2-Minde-
rungs-Ergebnissen. So
kann ein Entwicklungs-
land für den Bau eines
Solarkraftwerkes ein
Zertifikat über die ein-
gesparte CO2-Menge
ausgeben. Ein anderer
Staat, der ein solches
Zertifikat kauft, kann
damit seine Klima-Bi-
lanz verbessern. igs

Missbrauch
Beauftragter hofft
auf Rückenwind
Berlin.DerMissbrauchsbeauftrag-
te der Bundesregierung, Johan-
nes-Wilhelm Rörig, hat an SPD,
Grüne und die FDP appelliert,
den Kampf gegen sexuellen Kin-
desmissbrauch deutlich zu ver-
stärken. Rörig sagte, sein Amt und
die Arbeit der Aufarbeitungskom-
mission müssten gesetzlich ver-
ankert werden. Der oder die
Beauftragte und die Kommission
bräuchten Rechtssicherheit und
zusätzliche Handlungsmöglich-
keiten. epd
Stichwort

Karikatur: Harm Bengen

EU
Parlament klagt
gegen Kommission
Brüssel. Das Europaparlament
verklagt die EU-Kommission vor
dem Europäischen Gerichtshof,
weil sie eine neue Regelung zur
Ahndung von Rechtsstaatsverstö-
ßen in EU-Staaten bislang nicht
angewendet hat. Der Mechanis-
mus sieht vor, dass EU-Ländern
Mittel aus dem gemeinsamen
Haushalt gekürzt werden können,
wenn ein Missbrauch des Geldes
wegen Rechtsstaatsverstößen
droht. Bislang hat das Europapar-
lament die EU-Kommission erst
einmal verklagt. dpa
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